
MITTEILUNGEN UND RESOLUTIONEN 

8. Ministerrat
1. Dezember 2021

1. Schreiben des Amtes der Niederösterreichischen Landesregierung vom 22. November
2021, mit dem ein Beschluss vom 17. November 2021 betreffend „Ersatz für die Um-
satzsteuer bei verpflichtenden Beschaffungen im Feuerwehrwesen“ vorgelegt wird.

2. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 19. November 2021, mit dem
ein Beschluss vom 19. November 2021 betreffend „Maßnahmen zur Eindämmung der
Ausbreitung des Corona-Virus und zur Stabilisierung des Gesundheitssystems“ vorge-
legt wird.

3. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 19. November 2021, mit dem
ein Beschluss vom 19. November 2021 betreffend „Blackout und Strommangellagen;
regelmäßige Übungen der Einsatzstäbe und Einsatzorganisationen“ vorgelegt wird.

4. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 19. November 2021, mit dem
ein Beschluss vom 19. November 2021 betreffend „Fortschrittsbericht zur öster-
reichischen Strategie zur Anpassung an den Klimawandel“ vorgelegt wird.

5. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 19. November 2021, mit dem
ein Beschluss vom 19. November betreffend „Mitwirkung der Länder bei der
Wärmestrategie bei Gesetzesvorhaben des Bundes im Energiebereich“ vorgelegt wird.

6. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 19. November 2021, mit dem
ein Beschluss vom 19. November2021 betreffend „Wasserstoff; Maßnahmen zur
Dekarbonisierung“ vorgelegt wird.

7. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 19. November 2021, mit dem
ein Beschluss vom 19. November 2021 betreffend „EU-Fonds in der Förderperiode
2021-2027; Beschleunigung bei der Einreichung und Genehmigung des Operationellen
Programms“ vorgelegt wird.

8. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 19. November 2021, mit dem
ein Beschluss vom 19. November 2021 betreffend „Verfahrensbeschleunigung im Zu-
sammenhang mit UVP-Verfahren“ vorgelegt wird.

9. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 19. November 2021, mit dem
ein Beschluss vom 19. November 2021 betreffend „Staatsbürgerschaft für Nachfahren
von geflohenen NS-Opfern“ vorgelegt wird.

10. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 19. November 2021, mit dem
ein Leitantrag vom 19. November 2021 betreffend „COVID-19 Pandemie“ vorgelegt
wird.



11. Schreiben der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Steiermark vom 9. November
2021, mit dem Sie 7 Resolutionen und 17 Anträge der 5. Vollversammlung vom
4. November 2021 vorgelegt werden.

12. E 209-NR/XXVII.GP vom 18. November 2021 betreffend „Sicherheitsnetz für öster-
reichische Betriebe“ (Wortlaut siehe Beilage).

13. E 210-NR/XXVII.GP vom 19. November 2021 betreffend „Angriff auf Meinungsfreiheit
und LGTBIQ-Rechte in Polen“ (Wortlaut siehe Beilage).

14. E 211-NR/XXVII.GP vom 19. November 2021 betreffend „nach AKW Krsko, auch Paks II
– Atomkraftwerke in Erdbebenzonen müssen verhindert werden!“ (Wortlaut siehe Bei-
lage).

15. E 212-NR/XXVII.GP vom 19. November 2021 betreffend „Schutz von unbegleiteten
minderjährigen Flüchtlingen“ (Wortlaut siehe Beilage).

16. E 214-NR/XXVII.GP vom 19. November 2021 betreffend „Länder-Dialog zu direkter
Demokratie auf Gemeindeebene starten“ (Wortlaut siehe Beilage).
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209/E XXVII. GP 

Entschließung 
des Nationalrates vom 18. November 2021 

betreffend Sicherheitsnetz für österreichische Betriebe 

Die Bundesregierung wird ersucht, möglichst rasch geeignete Unterstützungsmaßnahmen für die 
österreichischen Betriebe zu präsentieren, um so Wertschöpfung und Arbeitsplätze zu sichern. 
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210/E XXVII. GP 

 

Entschließung 
des Nationalrates vom 19. November 2021 

betreffend Angriff auf Meinungsfreiheit und LGTBIQ-Rechte in Polen 

Die Bundesregierung, insbesondere die Bundesministerin für EU und Verfassung, wird aufgefordert, sich 
gegen Angriffe auf die Rede-, Meinungs-, Versammlungsfreiheit von LGBTIQ-Personen in Polen 
einzusetzen sowie deutlich zu machen, dass die Menschenwürde sowie die Rechte von homosexuellen, 
bisexuellen, transgender und intergeschlechtlichen Personen von den politischen 
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern in Polen zu achten sind. 
 
Die Bundesregierung wird aufgefordert sich weiterhin in bilateralen Beziehungen und auf europäischer 
Ebene für die Verbesserung der Situation von LGBTIQ-Personen in Europa einzusetzen und sich im 
Sinne des österreichischen Engagements für Menschenrechte für die Achtung von Grund- und 
Menschenrechten unabhängig der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentität oder der 
Geschlechtsmerkmale einzutreten. 
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211/E XXVII. GP 

 

Entschließung 
des Nationalrates vom 19. November 2021 

betreffend nach AKW Krsko, auch Paks II – Atomkraftwerke in Erdbebenzonen müssen 
verhindert werden! 

Die Bundesregierung wird ersucht, sich mit allen ihr zur Verfügung stehenden rechtlichen und politischen 
Mitteln gegen den geplanten Bau des AKW Paks II einzusetzen. 
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212/E XXVII. GP 

 

Entschließung 
des Nationalrates vom 19. November 2021 

betreffend Schutz von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 

Die Bundesregierung bzw. ihre jeweils zuständigen Mitglieder werden aufgefordert, den Schutz und die 
Rechtsstellung von geflüchteten Kindern noch weiter zu verbessern, indem sie eine Obsorge ab dem 
1. Tag für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (UMF) durch die Kinder- und Jugendhilfe sicherstellt. 
Weiters soll ein besonderes Augenmerk im Asylverfahren auf das Kindeswohl gelegt werden, indem ein 
umfassendes Schulungsangebot für alle an Asylverfahren auf Seite der Behörden, staatlichen 
Einrichtungen und Gerichte beteiligten Personen sichergestellt wird. 
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214/E XXVII. GP 

 

Entschließung 
des Nationalrates vom 19. November 2021 

betreffend Länder-Dialog zu direkter Demokratie auf Gemeindeebene starten 

Die Bundesministerin für EU und Verfassung wird ersucht, betreffend die Absicherung und die 
Förderung direktdemokratischer Instrumente auf der Ebene der Gemeinden mit den Ländern, 
insbesondere den Landesverfassungsgesetzgebern, in den Dialog zu treten und zu ergründen, inwieweit 
Änderungen der bundesverfassungsgesetzlichen Rahmenbedingungen auf Grund regionaler Bedürfnisse 
angezeigt sind. Dem Verfassungsausschuss soll darüber berichtet werden. 
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